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Permettre aux demandeurs d'asile déboutés
de terminer leur formation en cours (Mo.
20.3925)

Politique d'asile

Lors de la session d'hiver 2020, le Conseil national a accepté une motion de la CIP-CN
qui demandait la modification des bases légales afin que les personnes requérantes
d'asile déboutées puissent terminer leur formation en cours, malgré une obligation de
quitter le pays. L'UDC s'est trouvée seule opposante à ce projet, le PLR l'ayant
plébiscité estimant que l'interruption d'un apprentissage était peu efficiente en regard
de l'argent investi dans la formation, de la situation inconfortable de l'entreprise
contrainte de remplacer son apprenti-e en cas d'interruption ou encore de l'effet
psychologique et humain que peut avoir le fait de forcer un-e jeune à interrompre sa
formation. Le projet a passé la rampe par 129 voix contre 54 et 7 abstentions. 1

MOTION
DATE: 16.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Mit 18 zu 24 Stimmen (3 Enthaltungen) lehnte der Ständerat in der Frühjahrssession
2021 eine Motion der SPK-NR ab, die es Personen auch nach Erhalt eines negativen
Asylentscheids erlauben wollte, ihre vor dem Entscheid begonnene Lehre in der
Schweiz zu beenden. Der Nationalrat hatte sich im Vorjahr befürwortend zum Anliegen
seiner Kommission geäussert. 2

MOTION
DATE: 01.03.2021
MARLÈNE GERBER

Keine erzwungenen Lehrabbrüche bei gut
integrierten Personen mit negativem
Asylentscheid (Mo. 19.4282)

Politique d'asile

Jürg Grossen (glp, BE) verlangte in einer Motion, dass Personen mit abgewiesenem
Asylentscheid ihre berufliche Ausbildung abschliessen dürfen, auch wenn sie weniger
als fünf Jahre ihrer obligatorischen Grundbildung in der Schweiz absolviert haben.
Gerade in Fällen, wo eine Rückübernahme ins Herkunftsland nicht möglich sei, mache
es keinen Sinn, wenn jemand seine Lehre abbrechen müsse, um in der Schweiz von der
Nothilfe zu leben, so der Motionär. Der Bundesrat stellte sich in seiner Stellungnahme
ablehnend zum Vorstoss, da eine solche Regelung auf sämtliche Asylsuchende mit
negativem Asylentscheid angewendet werden könnte und somit «weitreichende
Folgen» hätte. Vielmehr soll versucht werden, die Dauer der Asylverfahren zu verkürzen,
damit es gar nie zu solchen unsicheren Situationen komme. Anders sah dies der
Nationalrat. Er befürwortete die Motion mit 118 zu 71 Stimmen. Auch in den Fraktionen
der SVP und der Mitte, die den Vorstoss grossmehrheitlich ablehnten, gab es einzelne
befürwortende Stimmen. 3

MOTION
DATE: 30.09.2021
MARLÈNE GERBER

In der Frage, ob unterdessen abgewiesene Asylbewerbende ihre Lehre in der Schweiz
beenden dürfen, vertraten National- und Ständerat in der Frühjahrssession 2022
einmal mehr unterschiedliche Positionen: Während der Nationalrat seinen bereits im
Rahmen der Motion Grossen (glp, BE; Mo. 19.4282) geäusserten Willen zur Schaffung
einer solchen Regelung durch deutliche Annahme einer Motion Markwalder (fdp, BE;
Mo. 20.3322) bekräftigte, lehnte der Ständerat ebendiese Motion Grossen ab. Bereits
ein Jahr zuvor war eine Motion der SPK-NR mit demselben Anliegen im Ständerat
gescheitert (Mo. 20.3925). 
Der Ständerat fällte seinen aktuellsten Entscheid knapp mit 22 ablehnenden zu 20
befürwortenden Stimmen, wobei er seiner Kommissionsmehrheit folgte. Diese hatte im
Kommissionsbericht argumentiert, dass seit der 2019 in Kraft getretenen
Beschleunigung der Asylverfahren – angestossen durch die Neustrukturierung des
Asylbereichs – nur noch wenige Personen von diesem Problem betroffen seien. Es gebe
zudem aufgrund neuer Weisungen des SEM vom August 2021 Möglichkeiten, die
Ausreisefrist in begründeten Einzelfällen um bis zu 12 Monate zu erstrecken. Insgesamt
bestünden somit «[geeignete Instrumente] für die wenigen betroffenen Personen [...],
um eine Lösung zu finden». Eine links-grüne Kommissionsminderheit sah dies anders

MOTION
DATE: 07.03.2022
MARLÈNE GERBER
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und erachtete die vom SEM eingebrachte Lösung für die Entscheidfindung zudem nicht
als ausreichend objektiv. 4

Keine Lehrabbrüche von Asylsuchenden (Mo.
20.3322)

Politique d'asile

Durch Annahme einer Motion Markwalder (fdp, BE) bekräftigte der Nationalrat in der
Frühjahrssession 2022 seinen bereits bei der Beratung einer ähnlich lautenden Motion
Grossen (glp, BE; Mo. 19.4282) gefällten Entscheid, dass Asylsuchende mit unterdessen
erhaltenem negativen Entscheid ihre Lehre in der Schweiz beenden dürfen sollten.
Der Bundesrat hatte sich ablehnend zur Motion Markwalder gestellt, da eine solche
Regelung den Zielsetzungen zur Beschleunigung der Asylverfahren zuwiderlaufen
würde. Zudem würde damit eine Gruppe von ausreisepflichtigen Personen im Vergleich
zu anderen Ausreisepflichtigen ungerechtfertigterweise bessergestellt. Mitglieder aller
Fraktionen ausser der SVP sahen dies jedoch anders und stimmten der Motion mit 133
zu 56 Stimmen (2 Enthaltungen) zu. 5

MOTION
DATE: 02.03.2022
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession 2023 lehnte der Ständerat als Zweitrat eine Motion Markwalder
(fdp, BE) ab, die forderte, dass Asylsuchende mit unterdessen erhaltenem negativem
Entscheid ihre Lehre in der Schweiz beenden dürfen. Der Ständerat beschloss dies
stillschweigend auf Anraten seiner einstimmigen SPK. Diese brachte für die Ablehnung
in erster Linie formale Gründe vor: In der Wintersession 2022 hatte der Ständerat
nämlich bereits einer Motion der SPK-NR mit ähnlicher, etwas breiter gefasster
Forderung zugestimmt (Mo. 22.3392). Im Rahmen von deren Umsetzung sollte somit
auch das Anliegen der Motion Markwalder mitberücksichtigt werden. 6

MOTION
DATE: 15.06.2023
MARLÈNE GERBER

Erweiterte Härtefallregelung zum Zugang zu
beruflichen Ausbildungen (Mo. 22.3392)

Politique d'asile

Im April 2022 beschloss die SPK-NR mit 11 zu 10 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) die
Lancierung einer Motion, mit welcher sie einen «erleichterten Zugang zur beruflichen
Ausbildung für abgewiesene Asylsuchende und Sans-Papiers» forderte. Seit 2013 muss
eine Person mindestens fünf Jahre lang durchgehend die obligatorische Schule in der
Schweiz besucht haben und eine gute Integration vorweisen können, um eine
Härtefallbewilligung für eine Berufslehre zu erhalten. Der Bericht des Bundesrates
«Gesamthafte Prüfung der Problematik der Sans-Papiers» habe nun aber gezeigt, dass
so bis ins Jahr 2020 lediglich 61 jugendliche Sans-Papiers eine Berufsausbildung hätten
starten können. Folglich sei diese Regelung zu restriktiv, wie Céline Widmer (sp, ZH) im
Namen der Kommissionsmehrheit im Nationalrat für die Vorlage argumentierte.
Basierend auf den Empfehlungen des Berichts solle der Bundesrat nun konkret prüfen,
ob der erforderliche Besuch der obligatorischen Schule in der Schweiz von mindestens
fünf auf zwei Jahre herabgesetzt werden könne und ob auch Jugendliche, welche die
obligatorische Schule für weniger als zwei Jahre oder gar nicht besucht haben,
miteinbezogen werden könnten. Darüber hinaus solle auch die Möglichkeit von
anonymisierten Gesuchen geprüft werden. Barbara Steinemann (svp, ZH) begründete
die ablehnende Position der Minderheit unter anderem damit, dass Lehrbetriebe diese
Anpassung dazu nutzen könnten, Asylsuchenden dabei zu helfen, eine
Aufenthaltsbewilligung zu erlangen, denn diese würde für die Dauer der beruflichen
Grundbildung automatisch gewährt. Auch der Bundesrat lehnte die Motion ab, wobei
Justizministerin Karin Keller-Sutter unter anderem ausführte, dass damit eine
Ungleichbehandlung gegenüber jungen Asylsuchenden und Sans-Papiers geschaffen
würde, die studieren möchten, da diese strengeren Zulassungskriterien unterworfen
wären. Entgegen der Kommissionsminderheit und dem Bundesrat entschied sich der
Nationalrat jedoch mit 111 zu 73 Stimmen (bei 4 Enthaltungen), die Motion anzunehmen.
Die Fraktionen der SP, Grünen und der GLP stimmten geschlossen für die Vorlage und
wurden dabei von der Hälfte der FDP.Liberalen- sowie einer Zweidrittelmehrheit der

MOTION
DATE: 08.06.2022
SARAH KUHN
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Mitte-Fraktion unterstützt. 7

Nachdem sich der Nationalrat in der Sommersession 2022 bereits dafür ausgesprochen
hatte, den Zugang zur beruflichen Ausbildung für abgewiesene Asylsuchende und
Sans-Papiers zu erleichtern, stützte der Ständerat diesen Entscheid in der
Wintersession. Dabei folgte er einer linken Kommissionsminderheit, die den Erfolg
einer im Jahr 2010 überwiesenen Motion Barthassat (cvp, GE; Mo. 08.3616) mit
ähnlicher Stossrichtung als «sehr bescheiden» bewertete, weswegen die
Anforderungen zu senken seien. Die Kommissionsmehrheit sah aufgrund der
beschleunigten Asylverfahren und bestehenden Härtefallregelungen hingegen keinen
Handlungsbedarf und war der Ansicht, dass dadurch Anreize für einen unrechtmässigen
Aufenthalt geschaffen würden. Die Kommissionsmehrheit unterlag im Ständerat relativ
knapp mit 19 zu 21 Stimmen. 8

MOTION
DATE: 14.12.2022
MARLÈNE GERBER

Verordnungsänderung zur Erleichterung des
Zugangs zur beruflichen Grundbildung für
abgewiesene Asylsuchende und Sans Papiers

Politique d'asile

Nach Überweisung der Motion 22.3392 der SPK-NR in der Wintersession 2022, die den
Bundesrat damit beauftragte, den Zugang zur beruflichen Ausbildung für abgewiesene
Asylsuchende und Sans-Papiers zu erleichtern, schickte der Bundesrat im Juni 2023
nach Prüfung verschiedener Varianten eine entsprechende Änderung der Verordnung
über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE) in die Vernehmlassung. Darin
beantragte er, dass betroffene Personen zum Zweck der beruflichen Grundbildung eine
Aufenthaltsbewilligung mittels Härtefallgesuch erhalten können, wenn sie mindestens
zwei Jahre ununterbrochen die obligatorische Schule in der Schweiz besucht haben.
Die bestehende Verordnung ermöglicht es erst nach mindestens fünf Jahren
ununterbrochenen Besuchs der obligatorischen Schule in der Schweiz, ein
Härtefallgesuch zu stellen, damit eine berufliche Grundbildung absolviert werden kann.
Zudem möchte der Bundesrat mit der vorgesehenen Verordnungsänderung die Frist für
die Einreichung eines entsprechenden Härtefallgesuchs nach Absolvierung der
obligatorischen Schule von einem Jahr auf zwei Jahre ausdehnen. Die geltenden
Kriterien für die Integration sowie zur Erteilung einer Härtefallbewilligung sollen
allesamt beibehalten werden. 

In seinem Bericht nahm der Bundesrat ebenfalls Stellung zu einer Motion Markwalder
(fdp, BE; Mo. 20.3322), die vom Ständerat und dessen vorberatender Kommission zuvor
aus formalen Gründen abgelehnt worden war, da eine Erfüllung des Anliegens im
Rahmen der Umsetzung der erwähnten Motion der SPK-NR in Aussicht gestellt worden
war. Die Erfüllung des Anliegens, das erreichen möchte, dass Asylsuchende nach
abgelehntem Asylentscheid ihre Lehre in der Schweiz beenden dürfen, werde mit der
Änderung einer Weisung des SEM in die Wege geleitet, so der Bundesrat. Demgemäss
werde das SEM in Zukunft die Ausreisefrist von Personen, die bereits einen Lehrvertrag
besassen, bevor ihr Asylgesuch abgelehnt wurde, bis nach Beendigung der beruflichen
Grundbildung ausdehnen. 9

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 21.06.2023
MARLÈNE GERBER

1) BO CN, 2020, p. 2595 ss.
2) AB SR, 2021, S. 14 ff.
3) AB NR, 2021, S. 2023 f.
4) AB SR, 2022, S. 100 ff.; Bericht SPK-SR vom 1.2.22
5) AB NR, 2021, S. 91 f.
6) AB SR, 2023, S. 649; Bericht SPK-SR vom 25.4.23
7) AB NR, 2022 S. 990 ff.; Medienmitteilung SPK-NR vom 29.04.22
8) AB SR, 2022, S. 1343 ff.; Medienmitteilung SPK-SR vom 17.10.22
9) Erläuternder Bericht BR vom 21.6.23; Medienmitteilung BR, EJPD, SEM vom 21.6.23
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